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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.09.2008 

Geschäftszahl 

2006/04/0185 

Rechtssatz 

Es ergeben sich - schon vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Zulässigkeitserfordernisse nach Art. 11 
Abs. 2 B-VG (vgl. die bei Mayer, Bundes-Verfassungsrecht4 (2007), 72, II.3. wiedergegebene Rechtsprechung 
des VfGH) - weder aus dem Wortlaut noch aus den Materialien Anhaltspunkte dafür, dass der Gesetzgeber in § 
32 Abs. 4 PrivatradioG eine von § 69 Abs. 1 Z 2 AVG abweichende Regelung treffen wollte (vielmehr beziehen 
sich die Ausführungen zu dieser Bestimmung im Ausschussbericht AB 768 BlgNR XXII. GP lediglich darauf, 
dass es nach einer Aufhebung durch den VwGH oder den VfGH keiner Neuausschreibung bedürfe, sondern das 
Verfahren vom Bundeskommunikationssenat fortzusetzen sei). 


